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Karrais: Landesregierung hat Wasserstoff-Bedarfsanalyse zu spät
gemeldet

Zusätzlicher Leitungsbau parallel zur A81 und verstärkte Kooperation mit der Schweiz dringend nötig.

Zur Meldung, wonach die CDU vor einer Wasserstoffwüste im Südwesten Baden-Württembergs warnt,
äußerte sich der klimapolitische Sprecher der FDP/DVP-Fraktion, Daniel Karrais, wie folgt:

„Die CDU sollte sich lieber an die eigene Landesregierung wenden. Der Antrag der Fernleitungsbetreiber
für das Wasserstoff-Kernnetz im Juli war ein bedeutender Schritt für den Start der Wasserstoffwirtschaft
in Deutschland. Allerdings hat das grün geführte Umweltministerium bei der Konsultation zur Planung
des Wasserstoff-Kernnetzes des Bundes die Bedarfe aus dem Land zu spät gemeldet.

Die vom Landesumweltministerium beauftragte Wasserstoff-Bedarfsanalyse wurde zu spät fertiggestellt,
sodass die Bedarfe zu spät gemeldet wurden. Dadurch konnten die Vorschläge aus formalen Gründen
nicht mehr von der Bundesnetzagentur berücksichtigt werden. Das ist ärgerlich, weil der Zeitplan für das
Wasserstoffnetz und die Wichtigkeit einer lückenlosen Versorgung lange bekannt war. Es ist
unverständlich, warum die Umweltministerin so lange gezögert hat. Wirtschaftlich starke Regionen im
Südwesten, wie die Region Schwarzwald-Baar-Heuberg und der Hochschwarzwald bleiben dadurch für
Jahre vom Wasserstoffnetz ausgeschlossen und können nicht vom Ausbau profitieren.

Anstatt wie die CDU die Verantwortung auf die Bundesregierung abzuschieben, muss sich die
Landesregierung in der kommenden integrierten Netzentwicklungsplanung Gas/Wasserstoff für den
Zeitraum 2025 bis 2037 deutlich stärker für die baden-württembergische Wirtschaft engagieren.
Dringend erforderlich sind ein zusätzlicher Leitungsbau entlang der A81 sowie eine intensivere
Zusammenarbeit mit der Schweiz.

Wasserstoff wird in Zukunft jedoch eine Schlüsselrolle für Wohlstand und Arbeitsplätze spielen. Es darf
daher nicht passieren, dass wirtschaftlich starke Regionen im Südwesten von dieser Entwicklung
fahrlässig ausgeschlossen werden. Ohne eine flächendeckende Wasserstoffversorgung sind die
Industriestandorte im Südwesten Baden-Württembergs langfristig gefährdet.“


